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Kommunalwahl 2006 juris-
4sch zu spät vorgetragen wur-
den. Damit wurde ein Urteil
des Verwaltungsgerichts Ol-
denburg aufgelioben, das die
Neuwahl des Edewechter
Rats beinhaltete. Die Revision
hatten die Lüneburger Rich-
ter nicht zugelassen.-Die FDp
will nun klären lassen, ob
Wahlfetrler keine iuristischen
und, politischen i(onsequen-
zen haben, denn die Ltinäbur-
ger Richter stellten sehr wohl'
einen Wahlfehler fest.

Edeweehts CDU-Fraktions-
vorgitzender Wolfgang Seeger
wollte die tntschlidüng äer
FDP nicht kommentieren.
,,Wenn man vor Gericht zieht.

,,Haben sehr wohl auf
Probleme reagiert"
vERFAHREI Ratsfraktionen äußern sich
Die FDP Edewecht ak-
zeptiert das Lüneburger
Urteil nicht. Diese Ent-
scheidung bewerten die
Ratsfraktionen unter-
schiedlich.

VON DORIS GROVE-MITTWEDE

EDEWECHT - Unterschiedlich
haben Vertreter der Edewech-
ter Ratsfraktionen auf die An-
kündigung des FDP-Gemein-
deverbandes Edewecht rea-
giert, das Urteil des Oberver-
waltungsgerichts Lüneburg
nicht zu akzeptieren und Revil
sionsbeschwerde beim Bun-
desverwaltungsgericht in Leip-
zig einzulegen. Im April hat-
ten die Lüneburser Richter
entschieden, dassäie von der
Edewechter FDP

muss man auch mit einer Nie-
derlage rechnen, mit Urteil-
schelte ist es nicht getan,,,
sagte SPD-Fraktionschef Dr.
Hans Fittje. Der gesamte Ede-
wechter Rat sei 2006 ord-
nungsgemäß gewählt wor-
den. Bei der FDP habe er den
Eindruck, dass sie sich seit
drei Jahren scheinbar aus-
schließlich dem Prozessieren
und nicht der kommunalpoli-
tische Arbeit widme.

Mit Unverstäindnis reagier-
ten Grüne-Fraktionsvorsitzen-
der Uwe Heiderich-Willmer
und Grüne-Ortsverbandsvor-
sitzender Iack Morin auf die
FDP-Entscheidune. ,,Warum
will man nach Leifzig, um er-
neut zu hören, dass ein Wahl-
fehler festgestellt wurde?" Die
Grünen wiesen zudem die
FDP-Kritik zurück, dass die
politischen Parteien keine
Konsequenzen aus den Vorftil-
len gezogen hätten. Die Grü-
nen hätten z.B. gefordert, Al-
tersheime als Wälilokale ein-
zurichten und Wahlfahr-
dienste von Parteien abzu-
schaffen. Nachvollziehen
kann Thomas Äpitzsch
(LfWG) den Gang nach Leip-
zig, ,da das Lüneburger Ur-
teil nicht für Klarheit-sorgt".
Die UWG habe jedöch
ebenso wie die Grünenpoliti-
s.che .Konsequenzen gefor-
dert. Eine Aussprache zuir fti-
neburger Urteil sei in der
jüngsten Ratssitzung aus for-
malen Gründen abgelehnt
worden. Edewechts FDF-Frak-
tionsvorsitzender Rolf Kap-
tein wollte der Stellung-
nahme seines Gemeindevei-
bandes nichts hinzufügen.
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